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7. Inzidenzwerte für Szenarien B und C festlegen, planbares Agieren in der Corona-
Krise voranbringen
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/7826 
Beschlussempfehlung des Kultusausschusses - Drs. 18/8325 
Änderungsantrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/8353 
Der Antrag wurde in abschließender Beratung behandelt. 
Er wurde abgelehnt. 
Durch die Annahme der Beschlussempfehlung ist der Änderungsantrag nach § 39 Absatz 
3 Satz 1 in Verbindung mit § 31 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 GO LT abgelehnt. 

8. Schulen und Kitas in Corona-Zeiten pandemiefest und gerecht aufstellen: Infekti-
onsschutz ernst nehmen, Digitalisierung vorantreiben, sozialen Härten begegnen, 
Planungssicherheit schaffen
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/7055 
Beschlussempfehlung des Kultusausschusses - Drs. 18/8357 
Der Antrag wurde in abschließender Beratung behandelt. 
Er wurde abgelehnt. 

9. Kitas und Schulen besser schützen - ein Winterplan gegen das Coronavirus
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/7547 
Beschlussempfehlung des Kultusausschusses - Drs. 18/8358 
Der Antrag wurde in abschließender Beratung behandelt. 
Er wurde abgelehnt. 

Die Punkte 10 bis 13 wurden zusammen beraten. 
10. Flächendeckende Informationskampagne zur Corona-Schutzimpfung erforderlich

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/8285 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung -  
Drs. 18/8303 
Der Antrag wurde in abschließender Beratung behandelt. 
Er wurde unverändert angenommen. 

11. Für einen zielgerichteten Schutz unserer vulnerablen Gruppen
Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/8346
Der Antrag wurde in erster Beratung behandelt. 
Ausschussüberweisung: 
Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung 

12. Kinder brauchen Kinder: Kontaktregeln wirksam und familientauglich gestalten -
feste kleine Kontaktgruppen statt praxisferner Plus-eins-Regel
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/8348
Der Antrag wurde in erster Beratung behandelt. 
Ausschussüberweisung: 
Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung (federführend) 
Ausschuss für Haushalt und Finanzen

13. Schneller impfen, mehr testen, besser schützen - Lockdown wirksam flankieren
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/8350
Der Antrag wurde in erster Beratung behandelt. 
Ausschussüberweisung: 
Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung (federführend) 
Ausschuss für Haushalt und Finanzen
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Die Punkte 14 bis 16 wurden zusammen beraten. 
14. COVID-19-Pandemie: Das Land muss mehr für den Infektionsschutz in Bussen und 

Bahnen tun
Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/7507 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung - 
Drs. 18/8318 
Änderungsantrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/8352 
Der Antrag wurde in abschließender Beratung behandelt. 
Er wurde abgelehnt. 
Durch die Annahme der Beschlussempfehlung ist der Änderungsantrag nach § 39 Absatz 3 
Satz 3 in Verbindung mit § 31 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 GO LT abgelehnt. 

15. Die angekündigten Corona-Wirtschaftshilfen müssen endlich schnell, unbürokra-
tisch und sachgerecht fließen 
Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/8347
Der Antrag wurde in erster Beratung behandelt. 
Ausschussüberweisung: 
Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung (federführend) 
Ausschuss für Haushalt und Finanzen

16. Geduld, Rücksicht und Solidarität - Infektionsschutz am Arbeitsplatz weiter verbes-
sern
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/8349
Der Antrag wurde in erster Beratung behandelt. 
Ausschussüberweisung: 
Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung (federführend) 
Ausschuss für Haushalt und Finanzen

17. Corona-App - Mit Begleitgesetz echte Freiwilligkeit und die Rechte von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern und Verbraucherinnen und Verbrauchern schützen
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/6815 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Rechts- und Verfassungsfragen - 
Drs. 18/8354 
Der Antrag wurde in abschließender Beratung behandelt. 
Er wurde abgelehnt. 

18. Verfassungsgerichtliches Verfahren - StGH 6/20
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Rechts- und Verfassungsfragen - 
Drs. 18/8345 
Die Beschlussempfehlung wurde angenommen. 

Im Auftrag  
Wiesehahn 
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